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Vorsicht bei befristeter Arbeitszeiterhöhung –  

Verschärfte Wirksamkeitsvoraussetzung für Befristung 

 

Mit Urteil vom 23.03.2016 (Az 7 AZR 828/13) 
verschärfte das Bundesarbeitsgericht (BAG) 
die Voraussetzungen einer wirksamen befris-
teten Arbeitszeiterhöhung im laufenden Ar-
beitsverhältnis.  
 
Rechtlicher Kontext des Urteils  
 
Die Befristung des gesamten Arbeitsvertra-
ges richtet sich nach den Vorschriften des 
§ 14 TzBfG. Für die Befristung muss (von der 
nur im Ausnahmefall zulässigen sachgrund-
losen Befristung abgesehen) ein Sachgrund 
vorliegen. Der Arbeitnehmer wird damit vor 
unberechtigten Befristungen seines gesam-
ten Arbeitsverhältnisses und damit vor der 
Umgehung des Kündigungsschutzgesetzes 
geschützt. Ohne Sachgrund ist die Befristung 
regelmäßig unwirksam und das Arbeitsver-
hältnis muss unbefristet fortgeführt werden. 
 
Diesen (strengen) Schutz bedarf es aus Sicht 
des Gesetzgebers bei der Befristung nur ein-
zelner Arbeitsbedingungen im laufenden Ar-
beitsverhältnis nicht. Nach Ablauf der Befris-
tung verliert der Arbeitnehmer nicht seine Le-
bensgrundlage, das Arbeitsverhältnis wird im 
ursprünglichen Umfang fortgeführt. Deshalb 
richtet sich die Befristung einzelner Arbeits-
vertragsklauseln ausschließlich nach der 
AGB-Kontrolle der §§ 305 BGB ff. und nicht 
am Maßstab eines klar umrissenen Sach-
grundes.  
 
Aussage des Urteils 
 
Das BAG bestätigt in seinem Urteil, dass die 
Wirksamkeit der Befristung einzelner Arbeits-
bedingungen nach der Inhaltskontrolle ge-
mäß § 305 ff. BGB zu prüfen ist. Dies umfasst 
auch die (nicht klar konturierte) Angemessen-
heitsprüfung gemäß § 307 Abs. 1 BGB; für 
den Arbeitnehmer unangemessene Bedin-
gungen sind unwirksam. 
 
Die befristete Erhöhung der Arbeitszeit in er-
heblichem Umfang erfordert nach dem nun 
vorliegenden Urteil des BAG einen Sach-
grund nach § 14 TzBfG, der die Befristung 
des gesamten Arbeitsvertrages rechtfertige, 
wenn ein gesonderter Arbeitsvertrag nur über 

die (erhöhte) Arbeitszeit abgeschlossen wor-
den wäre. Andernfalls liegt eine unangemes-
sene Benachteiligung des Arbeitnehmers im 
Sinne von § 307 Abs. 1 BGB vor. 
 
Bei einer befristeten Arbeitszeiterhöhung in 
erheblichen Umfang genießt der Arbeitneh-
mer durch diese fiktive Prüfung somit mittel-
bar den Schutz des § 14 Abs. 1 TzBfG.  
 
Folgen des Urteils 
 
Ein erheblicher Umfang liegt nach Ansicht 
des BAG bei einem Erhöhungsvolumen um 
25% eines Vollzeitarbeitsverhältnisses vor. 
Bei befristeten Arbeitszeiterhöhungen in die-
sem Umfang ist daher stets zu prüfen, ob ein 
Sachgrund im Sinne von § 14 Abs. 1 TzBfG 
vorliegt. Dieser kann u.a. (i) vorübergehender 
betrieblicher Bedarf, (ii) Vertretung oder 
(iii) Erprobung sein. Alle anderen im TzBfG 
genannten Sachgründe dürften in der Praxis 
bei Arbeitszeiterhöhungen eher nicht vorlie-
gen. Liegt kein Sachgrund vor, ist die Befris-
tung der erheblichen Arbeitszeiterhöhung un-
wirksam und der Arbeitnehmer muss unbe-
fristet mit der erhöhten Arbeitszeit weiterbe-
schäftigt werden.  
 
Daneben ist aber auch die Mitbestimmung zu 
beachten, bei der ebenfalls die Schwelle ei-
ner erheblichen Arbeitszeiterhöhung gilt. Ar-
beitszeiterhöhungen von mindestens 10 Wo-
chenstunden stellen eine mitbestimmungs-
pflichtige Einstellung nach § 99 BetrVG dar 
(BAG, 23.06.2009 – 1 ABR 30/08). Vor dem 
Hintergrund einer 40-Stunden-Woche ist das 
hier besprochene Urteil somit konsequent.  
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